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Reichs-Geſetzblatt. 


M 19. 


Inhalt: Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen. S. 405. 
— Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes über die Abwehr und Unterdrückung von 
Viehſeuchen vom 23. Juni 1880. S. 409. 


(Nr. 2169.) Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehſeuchen. Vom 1. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 


Die 8.4 und 17 des Geſetzes vom 23. Juni 1880, betreffend die Ab⸗ 
wehr und Unterdrückung von Viehſeuchen Reichs⸗Geſetzbl. S. 153), werden 
durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


$. 4. 

Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieſes Geſetzes und 
der auf Grund desſelben erlaſſenen Anordnungen zu überwachen. 

Tritt die Seuche in einem für den inländiſchen Viehbeſtand be⸗ 
drohlichen Umfange im Auslande auf, ſo hat der Reichskanzler die 
Regierungen der betheiligten Bundesſtaaten zur Anordnung und ein⸗ 
heitlichen Durchführung der nach Maßgabe dieſes Geſetzes erforderlichen 
Abwehrmaßregeln zu veranlaſſen. 

Tritt die Seuche in einer ſolchen Gegend des Reichsgebietes oder 
in einer ſolchen Ausdehnung auf, daß von den zu ergreifenden Maß⸗ 
regeln nothwendig die Gebiete mehrerer Bundesſtaaten betroffen werden 
müffen, fo hat der Reichskanzler oder ein von ihm beſtellter Reichs⸗ 
kommiſſar für Herſtellung und Erhaltung der Einheit in den ſeitens 
der Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen Maßregeln zu ſorgen 
und zu dieſem Behuf das Erforderliche anzuordnen, nöthigenfalls auch 
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die Behörden der betheiligten Bundesſtaaten unmittelbar mit Weiſungen 
zu verſehen. 
1. 

Alle Vieh- und Pferdemärkte ſowie auch öffentliche Schlachthäuſer 
ſollen durch beamtete Thierärzte beaufſichtigt werden. Dieſelbe Maß⸗ 
regel kann auch auf die von Unternehmern behufs öffentlichen Verkaufs 
in öffentlichen oder privaten Räumlichkeiten zuſammengebrachten Vieh: 
beſtände, auf die zu Zuchtzwecken öffentlich aufgeſtellten männlichen 
Zuchtthiere, auf öffentliche Thierſchauen und auf die durch obrigkeitliche 
Anordnung veranlaßten Zuſammenziehungen von Pferde- und Vieh⸗ 
beſtänden, ſowie auf Gaſtſtälle, private Schlachthäuſer und Ställe 
von Viehhändlern ausgedehnt werden. Der Thierarzt iſt verpflichtet, 
alle von ihm auf dem Markte oder unter den vorbezeichneten Pferde⸗ 
und Viehbeſtänden beobachteten Fälle übertragbarer Seuchen oder 
ſeuchenverdächtiger Erſcheinungen ſogleich zur Kenntniß der Polizei⸗ 
behörde zu bringen und nach ſofortiger Unterſuchung des Falles die 
Anordnung der erforderlichen polizeilichen Schutzmaßregeln zu beantragen. 

Liegt Gefahr im Verzuge, fo ift der Thierarzt befugt, ſchon vor 
polizeilichem Einſchreiten die Abſonderung und Bewachung der er⸗ 
krantten und der verdächtigen Thiere anzuordnen. 


Artikel 2. 
Im $. 18 desselben Gefeges iſt in der erſten Zeile die Einſchaltung 
„G. 140“ zu ſtreichen. 
Artikel 3. 


Die F. 19, 22 und 27 desſelben Geſetzes werden durch folgende Be- 
ſtimmungen erſetzt: 
N 

1. Die Abſonderung, Bewachung oder polizeiliche Beobachtung 
der an der Seuche erkrankten, der verdächtigen und der der Seuchen⸗ 
gefahr ausgeſetzten Thiere. 

Der Beſitzer eines der Abſonderung oder polizeilichen Beobachtung 
unterworfenen Thieres iſt verpflichtet ‚ auf Erfordern ſolche Einrichtungen 
zu treffen, daß das Thier für die Dauer der Abſonderung oder Be— 
obachtung die für dasſelbe beſtimmte Räumlichkeit (Stall, Standort, 
Hof⸗ oder Weideraum u. ſ. w.) nicht verlaſſen kann und außer aller 
Berührung und Gemeinſchaft mit anderen Thieren bleibt. 

$. 22. 
4. Die Sperre des Stalles oder ſonſtigen Standortes ſeuchen⸗ 


kranker oder verdächtiger Thiere, des Gehöftes, des Ortes, der Weide, 
der Feldmark, oder eines ohne Rückſicht auf Feldmarkgrenzen beſtimmten, 
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thunlichſt eng zu bemeſſenden Gebietes gegen den Verkehr mit Thieren 
und mit ſolchen Gegenſtänden, welche Träger des Anſteckungsſtoffes 
ſein können. 

Die Sperre des Gehöftes, des Ortes, der Weide, der Feldmark, 
oder des ſonſtigen Sperrgebietes (Abſatz 1) darf erſt dann verfügt 
werden, wenn der Ausbruch der Seuche durch das Gutachten des be— 
amteten Thierarztes feſtgeſtellt iſt. 

Die Sperre eines Ortes, einer Feldmark oder eines ſonſtigen 
Sperrgebietes (Abſatz 1) iſt nur dann zuläſſig, wenn die Seuche ihrer 
Beſchaffenheit nach eine größere und allgemeinere Gefahr einſchließt. 
Die Sperre kann auf einzelne Straßen oder Theile des Ortes oder 
der Feldmark beſchränkt werden. 

Die polizeilich angeordnete Sperre eines Stalles oder ſonſtigen 
Standortes, eines Gehoͤftes oder einer Weide verpflichtet den Beſitzer, 
diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche zur wirkſamen Durchführung 
der Sperre vorgeſchrieben werden. 


§. 27. 

8. Die Unſchädlichmachung (Desinfektion) der von den kranken 
oder verdächtigen Thieren benutzten Ställe „Standorte und Eiſenbahn⸗ 
Rampen, ſowie des von ihnen herrührenden Düngers und die Un⸗ 
ſchädlichmachung oder unſchädliche Beſeitigung der mit denſelben in 
Berührung gekommenen Geräthſchaften und ſonſtigen Gegenſtände, 
insbeſondere auch der Kleidungsſtücke ſolcher Perſonen, welche mit den 
kranken Thieren in Berührung gekommen ſind. 

Erforderlichenfalls kann auch die Desinfizirung der Perſonen, 
welche mit ſeuchenkranken oder verdächtigen Thieren in Berührung ge⸗ 
kommen ſind, angeordnet werden. 

In Zeiten der Seuchengefahr und für die Dauer derſelben kann 
die Reinigung der von zuſammengebrachten, der Seuchengefahr aus⸗ 
geſetzten Thieren benutzten Wege und Standorte (Rampen, Buchten, 
Gaſtſtälle, Marktpläge u. ſ. w.) polizeilich angeordnet werden. 

Die Durchführung dieſer Maßregeln muß nach Anordnung des 
beamteten Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen. 

Artikel 4. 
Im $. 28 desſelben Geſetzes find die Worte „innerhalb des Seuchenortes 
oder deſſen Umgegend“ zu ſtreichen. 
Artikel 5. 
Nach H. 29 desſelben Geſetzes wird folgender $. 292 eingeſchaltet: 


NEE 
11. Die öffentliche Bekanntmachung des Ausbruchs und des 
Erlöſchens der Seuche. 
63* 
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Artikel 6. 
Hinter F. 44 desſelben Geſetzes wird eingeſchaltet: 


cc. Maul⸗ und Klauenſeuche. 


§. 44a. 


Iſt der Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche feſtgeſtellt, ſo 
kann das Weggeben von Milch aus einem Seuchengehöfte, einer der 
Sperre unterworfenen Ortſchaft, Feldmark oder einem ſonſtigen Sperr⸗ 
gebiete ($. 22 Abſatz 1) verboten oder an die Bedingung geknüpft 
werden, daß die Milch vorher abgekocht wird. 

Das Weggeben ungekochter Milch aus Sammelmolkereien kann 
in Zeiten der Seuchengefahr und für die Dauer derſelben verboten 
werden. Iſt einer der betheiligten Viehbeſtände unter Sperre geſtellt, 
ſo darf die Milch nur nach erfolgter Abkochung weggegeben werden. 


Artikel 7. 
Der F. 45 desſelben Geſetzes erhält als zweiten Abſatz folgenden Zuſatz: 


Der Landesgeſetzgebung bleibt die Beſtimmung überlaſſen, ob und 
unter welchen Bedingungen eine Schutzimpfung der der Anſteckung 
ausgeſetzten Rindviehbeſtände polizeilich angeordnet werden darf. 


Artikel 7a. 
a) Die $$. 57 bis 64 desſelben Geſetzes erhalten ftatt der bisherigen folgende 
Veberſchrift: 

4. Entſchädigung für getödtete, oder nach Vornahme einer poli⸗ 

zeilich angeordneten Impfung eingegangene Thiere. 
b) Der $. 57 desſelben Geſetzes erhält folgende Faſſung: 

Für die auf polizeiliche Anordnung getödteten, oder nach dieſer 
Anordnung gefallenen, ſowie für diejenigen Thiere, welche in Folge 
einer gemäß F. 45 polizeilich angeordneten Impfung eingehen, muß 
vorbehaltlich der in dieſem Geſetze bezeichneten Ausnahmen eine Ent⸗ 
ſchädigung gewährt werden. 

e) Der Abſatz 1 des F. 59 desſelben Geſetzes erhält folgende Faſſung: 

Als Entſchädigung ſoll der gemeine Werth des Thieres gewährt 
werden, ohne Rückſicht auf den Minderwerth, welchen das Thier dadurch 
erlitten hat, daß es von der Seuche ergriffen, oder der Impfung 
unterworfen worden iſt. Bei den mit Rotzkrankheit behafteten Thieren 
hat jedoch die Entſchädigung drei Viertel, bei dem mit der Lungen⸗ 
ſeuche behafteten Rindvieh, ſowie bei den nach Ausführung einer gemäß 
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F. 45 polizeilich angeordneten Impfung eingegangenen Thieren vier 
Fünftel des ſo berechneten Werthes zu betragen. 
Artikel 8. 
Der F. 66 Nr. 4 desſelben Geſetzes wird durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 
4. Wer den im Falle der Seuchengefahr polizeilich angeordneten Schutz⸗ 
maßregeln ($$. 19 bis 28, 38, 44a, 51), ſowie den auf Grund des 
§. 45 Abſatz 2 getroffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt. 
Artikel 9. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den unter Berückſichtigung obiger 
Aenderungen ſich ergebenden Text des Geſetzes vom 23. Juni 1880 durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Friedrichshof, Cronberg, den 1. Mai 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


(Nr. 2170.) Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes über die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 153). 
Vom 1. Mai 1894. 


Auß Grund des Artikels 9 des Geſetzes vom 1. Mai 1894, betreffend Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Abwehr und Anterdrückung von Viehſeuchen, 
wird der Text des Viehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880 Reichs ⸗Geſetzbl. S. 153), 
wie er ſich aus den Abänderungen durch jenes Geſetz ergiebt, nachſtehend be— 
kannt gemacht. 


Berlin, den 1. Mai 1894. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 
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Geſeß, 
betreffend 
die Abwehr und Unterdruͤckung von Viehſeuchen. 


. 1. 


Das nachſtehende Geſetz regelt das Verfahren zur Abwehr und Unterdrückung 
übertragbarer Seuchen der Hausthiere, mit Ausnahme der Rinderpeſt. 
Als verdächtige Thiere gelten im Sinne dieſes Geſetzes: 
Thiere, an welchen ſich Erſcheinungen zeigen, die den Ausbruch 
einer übertragbaren Seuche befürchten laſſen (der Seuche verdächtige 
Thiere) 
Thiere, an welchen ſich ſolche Erſcheinungen zwar nicht zeigen, 
rückſichtlich deren jedoch die Vermuthung vorliegt, daß fie den An— 
ſteckungsſtoff aufgenommen haben (der Anſteckung verdächtige Thiere). 


3 

Die Anordnung der Abwehr- und Unterdrückungsmaßregeln und die Leitung 
des Verfahrens liegt den Landesregierungen und deren Organen ob. 

Zur Leitung des Verfahrens können beſondere Kommiſſare beſtellt werden. 

Die Mitwirkung der Thierärzte, welche vom Staate angeſtellt ſind oder 
deren Anſtellung vom Staate beſtätigt iſt (beamtete Thierärzte), richtet ſich nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes. An Stelle derſelben können im Falle ihrer Bes 
hinderung oder aus ſonſtigen dringenden Gründen andere approbirte Thierärzte 
zugezogen werden. Die letzteren ſind innerhalb des ihnen ertheilten Auftrages 
befugt und verpflichtet, diejenigen Amtsverrichtungen wahrzunehmen, welche in 
dieſem Geſetze den beamteten Thierärzten übertragen ſind. 

Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren, über die Zuſtändigkeit 
der Behörden und Beamten und über die Beſtreitung der durch das Verfahren 
entſtehenden Koſten find von den Einzelſtaaten zu treffen. 


§. 3. 

Rückſichtlich der Pferde und Proviantthiere, welche der Militärverwaltung 
angehören, bleiben die Maßregeln zur Ermittelung und Unterdrückung von Seuchen, 
ſoweit davon nur das Eigenthum dieſer Verwaltung betroffen wird, den Militär 
behörden überlaſſen. 
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Dieſelben Befugniſſe können den Vorſtänden der militäriſchen Remonte⸗ 
depots auch rückſichtlich der dazu gehörigen Rindvieh- und Schafbeſtände, ſowie 
den Vorſtänden der landesherrlichen und Staatsgeſtüte rückſichtlich der in dieſen 
Geſtüten aufgeſtellten Pferde von den Landesregierungen übertragen werden. 

In den beiden Fällen (Abſatz 1 und 2) finden die ferneren Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ſinngemäße Anwendung. 

Die Militärbehörden haben die Polizeibehörden der Garniſon, der Kan⸗ 
tonnements und des Marſchortes von dem Auftreten eines Seuchenverdachts und 
von dem Ausbruch einer Seuche ſofort zu benachrichtigen und von dem Verlaufe 
ſowie dem Erlöſchen der Seuche in Kenntniß zu ſetzen. 

In gleicher Weiſe haben die Vorſtände der bezeichneten Remontedepots 
und Geſtüte die Polizeibehörde des Ortes zu verſtändigen, wenn ihnen die Maß⸗ 
regeln zur Ermittelung und Unterdrückung von Seuchen übertragen worden ſind. 


§. 4. 

Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieſes Geſetzes und der auf 
Grund desſelben erlaſſenen Anordnungen zu überwachen. 

Tritt die Seuche in einem für den inländiſchen Viehbeſtand bedrohlichen 
Umfange im Auslande auf, ſo hat der Reichskanzler die Regierungen der be- 
theiligten Bundesſtaaten zur Anordnung und einheitlichen Durchführung der nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes erforderlichen Abwehrmaßregeln zu veranlaſſen. 

Tritt die Seuche in einer ſolchen Gegend des Reichsgebietes oder in einer 
ſolchen Ausdehnung auf, daß von den zu ergreifenden Maßregeln nothwendig 
die Gebiete mehrerer Bundesſtaaten betroffen werden müſſen, ſo hat der Reichs⸗ 
kanzler oder ein von ihm beſtellter Reichskommiſſar für Herſtellung und Erhal⸗ 
tung der Einheit in den ſeitens der Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen 
Maßregeln zu ſorgen und zu dieſem Behuf das Erforderliche anzuordnen, 
nöthigenfalls auch die Behörden der betheiligten Bundesſtaaten unmittelbar mit 
Weiſungen zu verſehen. 


$. 5. 
Die Behörden der Bundesſtaaten ſind verpflichtet, ſich bei Ausführung der 
Maßregeln zur Abwehr und Unterdrückung der Seuchen gegenſeitig zu unterſtützen. 


J. Abwehr der Einſchleppung aus dem Auslande. 


a. Einfuhr⸗ und Verkehrsbeſchränkungen. 
$. 6. 


a Die Einfuhr von Thieren, welche an einer übertragbaren Seuche leiden, 
iſt verboten. 


| PA 


§. 7. 

Wenn in dem Auslande eine übertragbare Seuche der Hausthiere in einem 
für den inländiſchen Viehbeſtand bedrohlichen Umfange herrſcht oder ausbricht, 
ſo kann 

1. die Einfuhr lebender oder todter Thiere aus dem von der Seuche heim⸗ 

geſuchten Auslande allgemein oder für beſtimmte Grenzſtrecken verboten 
oder ſolchen Beſchränkungen unterworfen werden, welche die Gefahr 
einer Einſchleppung ausſchließen oder vermindern, 

der Verkehr mit Thieren im Grenzbezirk ſolchen Beſtimmungen unter⸗ 
worfen werden, welche geeignet ſind, im Falle der Einſchleppung einer 
Weiterverbreitung der Seuche vorzubeugen. 

Die Einfuhr⸗ und Verkehrsbeſchränkungen find, ſoweit erforderlich, auch 
auf die Einfuhr von thieriſchen Rohſtoffen und von allen ſolchen Gegenſtänden 
auszudehnen, welche Träger des Anſteckungsſtoffes ſein können. 

Von dem Erlaſſe, der Aufhebung oder Veränderung einer Einfuhr⸗ oder 
Verkehrsbeſchränkung iſt unverzüglich dem Reichskanzler Mittheilung zu machen. 

Die verfügten Einfuhr⸗ oder Verkehrsbeſchränkungen ſind ohne Verzug 
öffentlich bekannt zu machen. 


1 


b. Viehreviſionen. 


§. 8. 

Gewinnt die Seuche in einem Nachbarlande eine bedrohliche Ausdehnung, 
ſo kann für die Grenzbezirke eine Reviſion des vorhandenen Viehbeſtandes und 
eine regelmäßige Kontrole über den Ab⸗ und Zugang der durch die Seuche 
gefährdeten Thiere angeordnet werden. 


II. Unterdruͤckung der Viehſeuchen im Inlande. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 
a. Anzeigepflicht. 


9 

Der Beſitzer von Hausthieren ift verpflichtet, von dem Ausbruch einer 
der im $. 10 angeführten Seuchen unter ſeinem Viehſtande und von allen ver⸗ 
dächtigen Erſcheinungen bei demſelben, welche den Ausbruch einer ſolchen Krankheit 
befürchten laſſen, ſofort der Polizeibehörde Anzeige zu machen, auch das Thier 
von Orten, an welchen die Gefahr der Anſteckung fremder Thiere beſteht, fern 
u halten. 
kr Die gleichen Pflichten liegen demjenigen ob, welcher in Vertretung des 
Beſitzers der Wirthſchaft vorſteht, ferner bezüglich der auf dem Transporte 
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befindlichen Thiere dem Begleiter derſelben und bezüglich der in fremdem Ge⸗ 
wahrſam befindlichen Thiere dem Beſtzer der betreffenden Gehöfte, Stallungen, 
Koppeln oder Weiden. 

Zur ſofortigen Anzeige ſind auch die Thierärzte und alle diejenigen Perſonen 
verpflichtet, welche ſich gewerbsmäßig mit der Ausübung der Thierheilkunde be⸗ 
ſchäftigen, imgleichen die Fleiſchbeſchauer, ſowie diejenigen, welche gewerbsmäßig 
mit der Beſeitigung, Verwerthung oder Bearbeitung thieriſcher Kadaver oder 
thieriſcher Beſtandtheile ſich beſchäftigen, wenn ſie, bevor ein polizeiliches Ein⸗ 
ſchreiten ſtattgefunden hat, von dem Ausbruch einer der nachbenannten Seuchen 
oder von Erſcheinungen unter dem Viehſtande, welche den Verdacht eines Seuchen ⸗ 
ausbruchs begründen, Kenntniß erhalten. 


§. 10. 
Die Seuchen, auf welche ſich die Anzeigepflicht (§. 9) erſtreckt, find folgende: 
1. der Milzbrand; 
2. die Tollwuth; 
3. der Rotz (Wurm) der Pferde, Eſel, Maulthiere und Maulefel; 
4. die Maul- und Klauenſeuche des Rindviehs, der Schafe, Ziegen und 
Schweine; 
die Lungenſeuche des Rindviehs; 
. die Pockenſeuche der Schafe; 
7. die Beſchälſeuche der Pferde und der Bläschenausſchlag der Pferde und 
des Rindviehs; 
8. die Räude der Pferde, Eſel, Maulthiere, Mauleſel und der Schafe. 
Der Reichskanzler iſt befugt, die Anzeigepflicht vorübergehend auch für 
andere Seuchen einzuführen. 


O us 


Kall. 

Die Landesregierungen ſind ermächtigt, für ſolche Bezirke, in welchen ſich 
der Milzbrand ſtändig zeigt, von der Anzeigepflicht (§. 9) inſoweit zu entbinden, 
als die Seuche nur vereinzelt auftritt. In dieſem Falle müſſen die Schutz⸗ 
maßregeln nach Maßgabe des Geſetzes und der Ausführungs⸗Inſtruktion (§. 30) 
allgemein vorgeſchrieben werden 


b Ermittelung der Seuchenausbrüche. 


F. 12. 

Die Polizeibehörde hat auf die erfolgte Anzeige (89. 9 und 10) oder wenn 
ſie auf irgend einem anderen Wege von dem Ausbruch einer Seuche oder dem 
Verdachte eines Seuchenausbruchs Kenntniß erhalten hat, ſofort den beamteten 
Shierant behufs fnhwertänbiger Ermitehung des Seuchen ausbruchs zunuichen 
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(vergl. jedoch §. 15). Der Thierarzt hat die Art, den Stand und die Urſachen 
der Krankheit zu erheben und ſein Gutachten darüber abzugeben, ob durch den 
Befund der Ausbruch der Seuche feſtgeſtellt oder der Verdacht eines Seuchen⸗ 
ausbruchs begründet iſt. 

In eiligen Fällen kann derſelbe ſchon vor polizeilichem Einſchreiten die 
ſofortige vorläufige Einſperrung und Abſonderung der erkrankten und verdächtigen 
Thiere, nöthigenfalls auch die Bewachung derſelben anordnen. Die getroffenen 
vorläufigen Anordnungen ſind dem Beſitzer der Thiere oder deſſen Vertreter 
entweder zu Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen, auch iſt 
davon der Polizeibehörde ſofort Anzeige zu machen. 

Auf Erſuchen des Thierarztes hat der Vorſteher des Seuchenortes die vor⸗ 
läufige Bewachung der erkrankten Thiere zu veranlaſſen. 


$. 13. 

Wenn über den Ausbruch einer Seuche nach dem Gutachten des beamteten 
Thierarztes nur mittelſt Zerlegung eines verdächtigen Thieres Gewißheit zu 
erlangen iſt, ſo kann die Tödtung desſelben von der Polizeibehörde angeordnet 
werden. 

$. 14. 


Auf die gutachtliche Erklärung des beamteten Thierarztes, daß der Aus⸗ 
bruch der Seuche feſtgeſtellt ſei, oder daß der begründete Verdacht eines Seuchen ⸗ 
ausbruchs vorliege, hat die Polizeibehörde die für den Fall der Seuchengefahr 
in dieſem Geſetze und den zur Ausführung desſelben erlaſſenen Verordnungen 
vorgeſehenen, den Umſtänden nach erforderlichen Schutzmaßregeln zu treffen und 
für die Dauer der Gefahr wirkſam durchzuführen. Hegt die Polizeibehörde 
Zweifel über die Erhebungen des beamteten Thierarztes, ſo kann dieſelbe zwar die 
Einziehung eines thierärztlichen Obergutachtens bei der vorgeſetzten Behörde be⸗ 
antragen, die Anordnung der erforderlichen Schutzmaßregeln darf jedoch hierdurch 
keinen Aufſchub erleiden. 


§. 15. 

ft der Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche (§. 10 Ziffer 4) durch das 
Gutachten des beamteten Thierarztes feſtgeſtellt, jo kann die Polizeibehörde auf 
die Anzeige neuer Seuchenausbrüche in dem Seuchenorte ſelbſt oder in deſſen 
Umgegend ſofort die erforderlichen polizeilichen Schutzmaßregeln anordnen, ohne 
daß es einer nochmaligen Zuziehung des beamteten Thierarztes bedarf. 

Auch ift in ſolchen Bezirken, in welchen fi der Milzbrand ſtändig zeigt 
($. 11), die Zuziehung des beamteten Thierarztes nicht in jedem Falle dieſer 
Seuche erforderlich. 


F. 16. 


In allen Fällen, in welchen dem beamteten Thierarzte die Feſtſtellung des 
Krankheitszuſtandes eines verdächtigen Thieres obliegt, iſt es dem Beſitzer des⸗ 
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ſelben unbenommen, auch ſeinerſeits einen approbirten Thierarzt zu dieſen Unter⸗ 
ſuchungen zuzuziehen. Die Anordnung und die Ausführung der Schutzmaßregeln 
wird hierdurch nicht aufgehalten. 

Die vorgeſetzte Behörde hat jedoch im Falle erheblicher Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen dem beamteten Thierarzte und dem von dem Beſitzer zugezogenen approbirten 
Thierarzte über den Ausbruch oder Verdacht einer Seuche, oder wenn aus 
fonftigen Gründen erhebliche Zweifel über die Richtigkeit der Angaben des be 
amteten Thierarztes obwalten, ſofort ein thierärztliches Obergutachten einzuziehen 
und dem entſprechend das Verfahren zu regeln. | 


$. 17. 

Alle Vieh⸗ und Pferdemärkte ſowie auch öffentliche Schlachthäuſer follen 
durch beamtete Thierärzte beauffichtigt werden. Dieſelbe Maßregel kann auch auf 
die von Unternehmern behufs öffentlichen Verkaufs in öffentlichen oder privaten 
Räumlichkeiten zuſammengebrachten Viehbeſtände, auf die zu Zuchtzwecken öffent⸗ 
lich aufgeſtellten männlichen Zuchtthiere, auf öffentliche Thierſchauen und auf 
die durch obrigkeitliche Anordnung veranlaßten Zuſammenziehungen von Pferde⸗ 
und Viehbeſtänden, ſowie auf Gaſtſtälle, private Schlachthäuſer und Ställe von 
Viehhändlern ausgedehnt werden. Der Thierarzt iſt verpflichtet, alle von ihm 
auf dem Markte oder unter den vorbezeichneten Pferde- und Viehbeſtänden be- 
obachteten Fälle übertragbarer Seuchen oder ſeuchenverdächtiger Erſcheinungen 
ſogleich zur Kenntniß der Polizeibehörde zu bringen und nach ſofortiger Unter⸗ 
ſuchung des Falles die Anordnung der erforderlichen polizeilichen Schutzmaßregeln 
zu beantragen. 

Liegt Gefahr im Verzuge, ſo iſt der Thierarzt befugt, ſchon vor polizei⸗ 
lichem Einſchreiten die Abſonderung und Bewachung der erkrankten und der ver- 
dächtigen Thiere anzuordnen. 


c. Schutzmaßregeln gegen Seuchengefahr. 
er 


Im Falle der Seuchengefahr und für die Dauer derſelben können, vor⸗ 
behaltlich der in dieſem Geſetze rückſichtlich einzelner Seuchen ertheilten beſonderen 
Vorſchriften, je nach Lage des Falles und nach der Größe der Gefahr, unter 
Berückſichtigung der betheiligten Verkehrsintereſſen die nachfolgenden Schutzmaß⸗ 
regeln (88. 19 bis 29) polizeilich angeordnet werden. 

Beſchwerden des Beſitzers über die von der Polizeibehörde angeordneten 
Schutzmaßregeln haben keine aufſchiebende Wirkung. 


F. 19. 


1. Die Abſonderung, Bewachung oder polizeiliche Beobachtung der an der 
Seuche erkrankten, der verdächtigen und der der Seuchengefahr ausgeſetzten Thiere. 
64 * 
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Der Beſitzer eines der Abſonderung oder polizeilichen Beobachtung unter⸗ 
worfenen Thieres iſt verpflichtet, auf Erfordern ſolche Einrichtungen zu treffen, 
daß das Thier für die Dauer der Abſonderung oder Beobachtung die für das⸗ 
ſelbe beſtimmte Räumlichkeit (Stall, Standort, Hof⸗ oder Weideraum u. f. w.) 
nicht verlaſſen kann und außer aller Berührung und Gemeinſchaft mit anderen 
Thieren bleibt. 

§. 20. 

2. Beſchränkungen in der Art der Benutzung, der Verwerthung oder des 
Transportes kranker oder verdächtiger Thiere, der von denſelben ſtammenden Pro- 
dukte oder ſolcher Gegenſtände, welche mit kranken oder verdächtigen Thieren in 
Berührung gekommen oder fonft geeignet find, die Seuche zu verſchleppen. 

Beſchränkungen im Transporte der der Seuchengefahr ausgeſetzten und ſolcher 
Thiere, welche geeignet ſind, die Seuche zu verſchleppen. 


. 21. 


3. Verbot des gemeinſchaftlichen Weideganges von Thieren aus verſchiedenen 
Stallungen und der Benutzung beſtimmter Weideflächen, ferner der gemeinſchaft⸗ 
lichen Benutzung von Brunnen, Tränken und Schwemmen und des Verkehrs 
mit ſeuchenkranken oder verdächtigen Thieren auf öffentlichen oder gemeinſchaft⸗ 
lichen Straßen und Triften. 

Verbot des freien Umherlaufens der Hunde. 


$. 22. 


4. Die Sperre des Stalles oder fonftigen Standortes ſeuchenkranker oder 
verdächtiger Thiere, des Gehöftes, des Ortes, der Weide, der Feldmark, oder 
eines ohne Rückſicht auf Feldmarkgrenzen beſtimmten, thunlichſt eng zu bemeſſen⸗ 
den Gebietes gegen den Verkehr mit Thieren und mit ſolchen Gegenſtänden, 
welche Träger des Anſteckungsſtoffes ſein können. 

Die Sperre des Gehöftes, des Ortes, der Weide, der Feldmark, oder des 
ſonſtigen Sperrgebietes (Abſatz 1) darf erſt dann verfügt werden, wenn der Aus⸗ 
bruch der Seuche durch das Gutachten des beamteten Thierarztes feſtgeſtellt iſt. 

Die Sperre eines Ortes, einer Feldmark oder eines ſonſtigen Sperrgebietes 
(Abſatz 1) iſt nur dann zuläſſig, wenn die Seuche ihrer Beſchaffenheit nach eine 
größere und allgemeinere Gefahr einſchließt. Die Sperre kann auf einzelne 
Straßen oder Theile des Ortes oder der Feldmark beſchränkt werden. 

Die polizeilich angeordnete Sperre eines Stalles oder ſonſtigen Standortes, 
eines Gehöftes oder einer Weide verpflichtet den Beſitzer, diejenigen Einrichtungen 
zu treffen, welche zur wirkſamen Durchführung der Sperre vorgeſchrieben werden. 


$. 23. 
5. Die Impfung der der Seuchengefahr ausgeſetzten Thiere, die thier⸗ 
ärztliche Behandlung der erkrankten Thiere, ſowie Beſchränkungen in der Befugniß 
zur Vornahme von Heilverſuchen. 
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Die Impfung oder die thierärztliche Behandlung darf nur in den Fällen 
angeordnet werden, welche in dieſem Geſetze ausdrücklich bezeichnet ſind, und zwar 
nach Maßgabe der daſelbſt ertheilten näheren Vorſchriften. 

Die polizeilich angeordnete Impfung erfolgt unter Aufficht des beamteten 
Thierarztes oder durch denſelben. 


F. 24. 


6. Die Tödtung der an der Seuche erkrankten oder verdächtigen Thiere. 

Dieſelbe darf nur in den Fällen angeordnet werden, welche in dieſem Geſetze 
ausdrücklich vorgeſehen ſind. 

Die Vorſchrift unverzüglicher Tödtung der an einer Seuche erkrankten 
oder verdächtigen Thiere findet, wo ſie in dieſem Geſetze enthalten iſt, keine An⸗ 
wendung auf ſolche Thiere, welche einer der Staatsaufſicht unterworfenen höheren 
Lehranſtalt übergeben ſind, um dort für die Zwecke derſelben verwendet zu werden. 


§. 25. 

Werden Thiere, welche beſtimmten Verkehrs oder Nutzungsbeſchränkungen 
oder der Abſperrung unterworfen ſind, in verbotswidriger Benutzung oder außer⸗ 
halb der ihnen angewieſenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu welchen ihr Zutritt 
verboten iſt, betroffen, ſo kann die Polizeibehörde die ſofortige Tödtung derſelben 
anordnen. 

§. 26. 


7. Die unſchädliche Beſeitigung der Kadaver ſolcher Thiere, welche an der 
Seuche verendet, in Folge der Seuche oder in Folge des Verdachts getödtet ſind, 
und ſolcher Theile des Kadavers kranker oder verdächtiger Thiere, welche zur 
Verſchleppung der Seuche geeignet find (Fleiſch, Häute, Eingeweide, Hörner, 
Klauen u. ſ. w.), endlich der Streu, des Düngers oder anderer Abfälle kranker 
oder verdächtiger Thiere. 


var: 


8. Die Unſchädlichmachung (Desinfektion) der von den kranken oder ver- 
dächtigen Thieren benutzten Ställe, Standorte und Eiſenbahnrampen, ſowie 
des von ihnen herrührenden Düngers und die Unſchädlichmachung oder unſchäd⸗ 
liche Beſeitigung der mit denſelben in Berührung gekommenen Geräthſchaften 
und ſonſtigen Gegenſtände, insbeſondere auch der Kleidungsſtücke ſolcher Perſonen, 
welche mit den kranken Thieren in Berührung gekommen ſind. 

Erforderlichenfalls kann auch die Desinfizirung der Perſonen, welche mit 
ſeuchenkranken oder verdächtigen Thieren in Berührung gekommen ſind, angeordnet 
werden. 

In Zeiten der Seuchengefahr und für die Dauer derſelben kann die Reini⸗ 
gung der von zuſammengebrachten, der Seuchengefahr ausgeſetzten Thieren be⸗ 
nutzten Wege und Standorte (Rampen, Buchten, Gaſtſtälle, Marktplätze u. ſ. w.) 
polizeilich angeordnet werden. 
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Die Durchführung dieſer Maßregeln muß nach Anordnung des beamteten 
Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen. 
eee 
9. Die Einſtellung der Vieh- und Pferdemärkte, ſowie der öffentlichen 
Thierſchauen oder der Ausſchluß einzelner Viehgattungen von der Benutzung 
der Märkte. 
F. 29. 
10. Die thierärztliche Unterſuchung der am Seuchenorte oder in deſſen Um⸗ 
gegend vorhandenen, von der Seuche gefährdeten Thiere. 


$. 29 a. 


11. Die öffentliche Bekanntmachung des Ausbruchs und des Erlöſchens 
der Seuche. 


2. Beſondere Vorſchriften für einzelne Seuchen. 
$. 30. 

Die näheren Vorſchriften über die Anwendung und Ausführung der zu⸗ 
läſſigen Schutzmaßregeln ($$. 19 bis 29) auf die nachbenannten und alle übrigen 
einzelnen Seuchen werden von dem Bundesrath auf dem Wege der Inſtruktion 
erlaſſen. 

Es ſollen jedoch bei den hierunter benannten Seuchen, vorbehaltlich der 
weiter erforderlichen Schutzmaßregeln, nachfolgende beſondere Vorſchriften Platz 
greifen. 

a. Milzbrand. 
Saal 

Thiere, welche am Milzbrande erkrankt oder dieſer Seuche verdächtig ſind, 

dürfen nicht geſchlachtet werden. 
$. 32. 

Die Vornahme blutiger Operationen an milzbrandkranken oder der Seuche 
verdächtigen Thieren iſt nur approbirten Thierärzten geſtattet. 

Eine Oeffnung des Kadavers darf ohne polizeiliche Erlaubniß nur von 
approbirten Thierärzten vorgenommen werden. 

§. 33. 

Die Kadaver gefallener oder getödteter milzbrandkranker oder der Seuche 
verdächtiger Thiere müſſen ſofort unſchädlich beſeitigt werden. 

Die Abhäutung derſelben iſt verboten. 

Die gleichen Vorſchriften finden beim Ausbruch des Milzbrandes unter 
Wildſtänden auf die Kadaver des gefallenen oder getödteten Wildes Anwendung. 


— 


. Tollwuth. 


F. 34. 

Hunde oder ſonſtige Hausthiere, welche der Seuche verdächtig ſind, müſſen 
von dem Beſitzer oder demjenigen, unter deſſen Aufſicht ſie ſtehen, ſofort getödtet 
oder bis zu polizeilichem Einſchreiten in einem ſicheren Behältniſſe eingeſperrt 
werden. 

g. 35. 

Vor polizeilichem Einſchreiten dürfen bei wuthkranken oder der Seuche ver⸗ 

dächtigen Thieren keinerlei Heilverſuche angeftellt werden. 


$. 36. 


Das Schlachten wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Thiere und jeder 
Verkauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder ſonſtiger Erzeugniſſe 
derſelben iſt verboten. 


$. 37. 


Iſt die Tollwuth an einem Hunde oder an einem anderen Hausthiere feſt⸗ 
eſtellt, fo iſt die ſofortige Tödtung des wuthkranken Thieres und aller derjenigen 

d und Katzen anzuordnen, rückſichtlich welcher der Verdacht vorliegt, daß fie 
von dem wuthkranken Thiere gebiſſen find. 

Liegt rückſichtlich anderer Hausthiere der gleiche Verdacht vor, fo müſſen 
dieſelben ſofort der polizeilichen Beobachtung unterworfen werden. 

Zeigen fi) Spuren der Tollwuth an denſelben, fo iſt die ſofortige Tödtung 
auch dieſer Thiere anzuordnen. 

Ausnahmsweiſe kann die mindeſtens dreimonatliche Abſperrung eines der 
Tollwuth verdächtigen Hundes geſtattet werden, ſofern dieſelbe nach dem Ermeſſen 
der Polizeibehörde mit genügender Sicherheit durchzuführen iſt , und der Beſitzer 
des Hundes die daraus und aus der polizeilichen Ueberwachung erwachſenden 
Laſten trägt. 

§. 38. 


Iſt ein wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Hund frei umhergelaufen, 
ſo muß für die Dauer der Gefahr die Feſtlegung aller in dem gefährdeten 
Bezirk vorhandenen Hunde polizeilich angeordnet werden. Der Feſtlegung iſt das 
Führen der mit einem ſicheren Maulkorbe verſehenen Hunde an der Leine gleich 
zu erachten. Wenn Hunde dieſer Vorſchrift zuwider frei umherlaufend betroffen 
werden, ſo kann deren ſofortige Tödtung polizeilich angeordnet werden. 


$. 39. 


Die Kadaver der gefallenen oder getödteten wuthkranken oder der Seuche 
verdächtigen Thiere müſſen ſofort unſchädlich beſeitigt werden. 
Das Abhäuten derſelben iſt verboten. 
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c. Rotz (Wurm) der Pferde, Efel, Maulthiere und Mauleſel. 


$. 40. 
Sobald der Rotz (Wurm) bei Thieren feſtgeſtellt iſt, muß die unverzügliche 
Tödtung derſelben polizeilich angeordnet werden. 


$. 41. 
Verdächtige Thiere unterliegen der Abſonderung und polizeilichen Be 
obachtung mit den nach Lage des Falles erforderlichen Verkehrs- und Nutzungs⸗ 
beſchränkungen oder der Sperre ($$. 19 bis 22). 


F. 42. 


Die Tödtung verdächtiger Thiere muß von der Polizeibehörde angeordnet 
werden 
N wenn von dem beamteten Thierarzte der Ausbruch der Rotzkrankheit 
auf Grund der vorliegenden Anzeichen für wahrſcheinlich erklärt 
wird, oder 
wenn durch anderweite, den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende 
Maßregeln ein wirkſamer Schutz gegen die Verbreitung der Seuche 
nach Lage des Falles nicht erzielt werden kann, oder 
wenn der Beſitzer die Tödtung beantragt, und die beſchleunigte Unter⸗ 
drückung der Seuche im öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 


§. 43. 
Die Kadaver gefallener oder getödteter rotzkranker Thiere müſſen ſofort 
unſchädlich beſeitigt werden. 
Das Abhäuten derſelben iſt verboten. 


F. 44. 

Die Polizeibehörde hat von jedem erſten Seuchenverdacht und von jedem 
erſten Seuchenausbruch in einer Ortſchaft, ſowie von dem Verlaufe und von 
dem Erlöſchen der Seuche dem Generalkommando desjenigen Armeekorps, in 
deſſen Bezirk der Seuchenort liegt, ſofort ſchriftlich Mittheilung zu machen. 
Befindet ſich an dem Seuchenorte eine Garniſon, ſo iſt die Mittheilung dem 
Gouverneur, Kommandanten oder Garniſonälteſten zu machen. 


cc. Maul⸗ und Klauenſeuche. 


§. 44a. 

Iſt der Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche feſtgeſtellt, fo kann das 
Weggeben von Milch aus einem Seuchengehöft, einer der Sperre unterworfenen 
Ortſchaft, Feldmark oder einem ſonſtigen Sperrgebiete (§. 22 Abſatz 1) verboten 
oder an die Bedingung geknüpft werden, daß die Milch vorher abgekocht wird. 
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Das Weggeben ungekochter Milch aus Sammelmolkereien kann in Zeiten 
der Seuchengefahr und für die Dauer derſelben verboten werden. Iſt einer der 
betheiligten Viehbeſtände unter Sperre geſtellt, fo darf die Milch nur nach 
erfolgter Abkochung weggegeben werden. 


d. Lungenſeuche des Rindviehs. 


F. 45. 


Die Polizeibehörde hat die Tödtung der nach dem Gutachten des beamteten 
Thierarztes an der Lungenſeuche erkrankten Thiere anzuordnen und kann auch die 
Tödtung verdächtiger Thiere anordnen. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt die Beſtimmung überlaſſen, ob und unter 
welchen Bedingungen eine Schutzimpfung der der Anſteckung ausgeſetzten Rindvieh⸗ 
beſtände polizeilich angeordnet werden darf. 


e. Pockenſeuche der Schafe. 


F. 46. 
Iſt die Pockenſeuche in einer Schafherde feſtgeſtellt, ſo muß die Impfung 
aller zur Zeit noch ſeuchenfreien Stücke der Herde angeordnet werden. 

N Auf den Antrag des Beſitzers der Herde oder deſſen Vertreters kann für 
die Vornahme der Impfung eine Friſt gewährt werden, wenn nach dem Gut⸗ 
achten des beamteten Thierarztes die ſofortige Impfung nicht zweckmäßig iſt. 

Auch kann auf den Antrag des Beſitzers oder deſſen Vertreters von der 
Anwendung der Impfung ganz Abſtand genommen werden, ſofern Maßregeln 
getroffen find, welche die Abſchlachtung der noch ſeuchenfreien Stücke der Herde 
innerhalb 10 Tagen nach Feſtſtellung des Seuchenausbruchs ſichern. 


$. 47. 

Gewinnt die Seuche eine größere Ausdehnung oder iſt nach den örtlichen 
Verhältniſſen die Gefahr einer Verſchleppung der Seuche in die benachbarten 
Schafherden nicht auszuschließen, fo kann die Impfung der von der Seuche 
bedrohten Herden und aller in demſelben Orte befindlichen Schafe polizeilich an— 
geordnet werden. 

$. 48. 

Die geimpften Schafe ſind rückſichtlich der polizeilichen Schutzmaßregeln den 

pockenkranken gleich zu behandeln. 


F. 49. 


Außer in dem Falle polizeilicher Anordnung ($$- 46 und 47) darf eine 
Pockenimpfung der Schafe nicht vorgenommen werden. 
Reichs- Geſetzbl. 1894. 65 
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f. Beſchälſeuche der Pferde und Bläschenausſchlag der Pferde 
und des Rindviehs. 


$. 50. 

Pferde, welche an der Beſchälſeuche, und Pferde oder Rindviehſtücke, 
welche an dem Bläschenausſchlage der Geſchlechtstheile leiden, dürfen von dem 
Beſitzer ſolange nicht zur Begattung zugelaſſen werden, als nicht durch den 
beamteten Thierarzt die vollftändige Heilung und Unverdächtigkeit der Thiere 
feſtgeſtellt iſt. 

Saal. 


Tritt die Beſchälſeuche in einem Bezirk in größerer Ausdehnung auf, fo 
kann die Zulaſſung der Pferde zur Begattung für die Dauer der Gefahr all- 
gemein von einer vorgängigen Unterſuchung derſelben durch den beamteten Thier⸗ 
arzt abhängig gemacht werden. 


g. Räude der Pferde, Eſel, Maulthiere, Mauleſel und 
der Schafe. 


§. 52. 

Wird die Räudekrankheit bei Pferden, Eſeln, Maulthieren, Mauleſeln 
(Sarcoptes- oder dermatocoptes Räude) oder Schafen (dermatocoptes Räude) 
feſtgeſtellt, ſo kann der Beſitzer, wenn er nicht die Tödtung der räudekranken 
Thiere vorzieht, angehalten werden, dieſelben ſofort dem Heilverfahren eines 
approbirten Thierarztes zu unterwerfen. 


3. Beſondere Vorſchriften für Schlachtviehhöfe und öffentliche 
Schlachthäuſer. 
$. 53. 

Auf die einer geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole unterſtellten Schlacht⸗ 
viehhöfe und öffentlichen Schlachthäuſer und das daſelbſt aufgeſtellte Schlacht- 
vieh finden die vorſtehenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes mit denjenigen Aen⸗ 
derungen Anwendung, welche ſich aus den nachfolgenden beſonderen Vorſchriften 
ergeben. g 

$. 54. 

Wird unter dem daſelbſt aufgeſtellten Schlachtvieh der Ausbruch einer 
übertragbaren Seuche ermittelt, oder zeigen ſich Erſcheinungen bei demſelben, 
welche nach dem Gutachten des beamteten Thierarztes den Ausbruch einer ſolchen 
Seuche befürchten laſſen, ſo ſind die erkrankten und alle verdächtigen Thiere 
ſofort in polizeiliche Verwahrung zu nehmen und von jeder Berührung mit den 
übrigen auszuſchließen. 

§. 55. 
Soweit die Art der Krankheit es geſtattet (vergl. §§. 31, 36, 43), kann 


der Beſitzer des erkrankten oder verdächtigen Schlachtviehs oder deſſen Vertreter 


angehalten werden, die ſofortige Abſchlachtung desſelben unter Aufficht des be 
amteten Thierarztes in den dazu beſtimmten Räumen vorzunehmen. 

Dieſe Maßregel kann in dringenden Fällen auf alles andere, in der be- 
treffenden Räumlichkeit vorhandene, für die Seuche empfängliche Schlachtvieh 
ausgedehnt werden. 

$. 56. 

Nach Feſtſtellung des Seuchenausbruchs können Schlachtviehhöfe oder 
öffentliche Schlachthäuſer für die Dauer der Seuchengefahr gegen den Abtrieb 
der für die Seuche empfänglichen Thiere abgeſperrt werden. 

Strengere Abſperrungsmaßregeln dürfen nur in dringenden Fällen an— 
gewendet werden. 


4. Entſchädigung für getödtete, oder nach Vornahme einer polizeilich 
angeordneten Impfung eingegangene Thiere. 
$. 57. 

Für die auf polizeiliche Anordnung getödteten, oder nach dieſer Anordnung 
gefallenen, ſowie für diejenigen Thiere, welche in Folge einer gemäß $. 45 
polizeilich angeordneten Impfung eingehen, muß vorbehaltlich der in dieſem 
Geſetze bezeichneten Ausnahmen eine Entſchädigung gewährt werden. 


$. 58. 

Die Beſtimmungen darüber: 

1. von wem die Entſchädigung zu gewähren und wie dieſelbe auf— 

zubringen iſt, 

2. wie die Entſchädigung im einzelnen Falle zu ermitteln und feſt⸗ 

zuſtellen iſt, 
ſind von den Einzelſtaaten zu treffen. 

Die in dieſer Hinſicht in den Einzelſtaaten bereits beſtehenden Vorſchriften 
bleiben unberührt. Inſoweit ſolche Vorſchriften nicht entgegenſtehen, ſind die 
Landesregierungen befugt, zu beſtimmen, daß die Entſchädigung für getödtete 
Pferde und Rinder bis zum Eintritt einer anderweiten landesverfaſſungsmäßigen 
Regelung durch Beiträge der Beſitzer von Pferden und Rindvieh nach Maßgabe 
der über die Vertheilung und Erhebung der Beiträge von der Landesregierung 
zu treffenden näheren Anordnung aufgebracht werden. 

In allen Fällen follen jedoch die Vorſchriften der §§. 59 bis 64 dieſes 
Geſetzes dabei maßgebend ſein. 

9595 

Als Entſchädigung ſoll der gemeine Werth des Thieres gewährt werden, 
ohne Rückſicht auf den Minderwerth, welchen das Thier dadurch erlitten hat, 
daß es von der Seuche ergriffen, oder der Impfung unterworfen worden iſt. 
Bei den mit Rotzkrankheit behafteten Thieren hat jedoch die Entſchädigung drei 
Viertel, bei dem mit der Lungenſeuche behafteten Rindvieh, ſowie bei den nach 


a 


Ausführung einer gemäß F. 45 polizeilich angeordneten Impfung eingegangenen 
Thieren vier Fünftel des ſo berechneten Werthes zu betragen. 

Auf die zu leiſtende Entſchädigung werden angerechnet: 

1. die aus Privatverträgen zahlbare Verſicherungsſumme, und zwar bei 
Rotz zu drei Viertel, bei Lungenſeuche zu vier Fünftel, in allen 
anderen Fällen zum vollen Betrage; 

2. der Werth derjenigen Theile des getödteten Thieres, welche dem 
Beſitzer nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung 
bleiben. 

F. 60. 

Die zu leiſtende Entſchädigung wird, ſofern ein anderer Berechtigter nicht 
bekannt iſt, demjenigen gezahlt, in deſſen Gewahrſam oder Obhut ſich das Thier 
zur Zeit der Tödtung befand. 

Mit dieſer Zahlung iſt jeder Entſchädigungsanſpruch Dritter erloſchen. 

F. 61. 

Keine Entſchädigung wird gewährt: 

1. für Thiere, welche dem Reich, den Einzelſtaaten oder zu den landes⸗ 
herrlichen Geſtüten gehören; 

2. für Thiere, welche, der Vorſchrift des $. 6 zuwider, mit der Krankheit 
behaftet in das Reichsgebiet eingeführt ſind; 

3. für Thiere, bei welchen nach ihrer Einführung in das Reichsgebiet 
innerhalb 90 Tagen die Rotzkrankheit oder innerhalb 180 Tagen die 
Lungenſeuche feſtgeſtellt wird, wenn nicht der Nachweis erbracht wird, 
daß die Anſteckung der Thiere erſt nach Einführung derſelben in das 
Reichsgebiet ſtattgefunden hat. 

§. 62. 

Die Gewährung einer Entſchädigung kann verſagt werden: 

1. für Thiere, welche mit einer ihrer Art oder dem Grade nach unheilbaren 
und unbedingt tödtlichen Krankheit, mit Ausnahme jedoch des Rotzes 
und der Lungenſeuche, behaftet waren; 

2. für das in Schlachtviehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern 
aufgeſtellte, auf polizeiliche Anordnung geſchlachtete oder getödtete 
Schlachtvieh 

3. für Hunde und Katzen, welche aus Anlaß der Tollwuth getödtet find 
($$. 34, 37 Abſatz 1, 38). 

§. 63. 

Der Anſpruch auf Entſchädigung fällt weg: 

1. wenn der Beſitzer der Thiere oder der Vorſteher der Wirthſchaft, welcher 
die Thiere angehören, vorſätzlich oder fahrläſſig, oder der Begleiter der 
auf dem Transporte befindlichen Thiere, oder bezüglich der in fremdem 
Gewahrſam befindlichen Thiere, der Beſitzer des Gehöftes, der Stallung, 
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Koppel oder Weide vorſätzlich, den Vorſchriften der $$. 9 und 10 zu⸗ 
wider, die Anzeige vom Ausbruch der Seuche oder vom Seuchen⸗ 
verdacht unterläßt, oder länger als 24 Stunden nach erhaltener Kenntniß 
verzögert; 

wenn der Beſitzer eines der Thiere mit der Seuche behaftet gekauft 
oder durch ein anderes Rechtsgeſchäft unter Lebenden erworben hat und 
von dieſem kranken Zuſtande beim Erwerbe des Thieres Kenntniß hatte, 

3. im Falle des F. 25, oder wenn dem Beſitzer oder deſſen Vertreter die 
Nichtbefolgung oder Uebertretung der polizeilich angeordneten Schutz⸗ 
maßregeln zur Abwehr der Seuchengefahr zur Laſt fällt. 


$. 64. 

Wenn zur Beſtreitung der Entſchädigungen Beiträge nach Maßgabe des 
vorhandenen Pferde- und Rindviehbeſtandes erhoben werden, dürfen dieſe Bei⸗ 
träge für Thiere, welche dem Reich, den Einzelſtaaten oder zu den landesherr⸗ 
lichen Geſtüten gehören, und im Falle des F. 62 Nr. 2 für das in Schlacht⸗ 
viehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern aufgeſtellte Schlachtvieh nicht bes 
anſprucht werden. 


1 


III. Strafvorſchriſten. 


§. 65. 

Mit Geldſtrafe von zehn bis einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft 
nicht unter einer Woche wird, ſofern nicht nach den beſtehenden geſetzlichen Be— 
ſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, beſtraft: 

1. wer der Vorſchrift des §. 6 zuwider Thiere einführt, welche an einer 
übertragbaren Seuche leiden. 

„Neben der Strafe iſt auf Einziehung der verbotswidrig ein⸗ 
geführten Thiere zu erkennen, ohne Unterſchied, ob ſie dem Verurtheilten 
gehören oder nicht; 

wer der Vorſchrift der §§. 9 und 10 zuwider die Anzeige vom Aus⸗ 
bruch der Seuche oder vom Seuchenverdacht unterläßt, oder länger als 

24 Stunden nach erhaltener Kenntniß verzögert, oder es unterläßt, die 

verdächtigen Thiere von Orten, an welchen die Gefahr der Anſteckung 

fremder Thiere beſteht, fern zu halten; 

3. wer den Vorſchriften der $$. 31 bis 33 zuwider an Milzbrand erkrankte, 
oder der Krankheit verdächtige Thiere ſchlachtet, blutige Operationen an 
denſelben vornimmt, oder die Kadaver derſelben abhäutet oder vor- 
ſchriftswidrig eine Oeffnung derſelben vornimmt, oder es unterläßt, 
dieſelben ſofort unſchädlich zu beſeitigen; 

4. wer den zum Schutze gegen die Tollwuth der Hausthiere in den § . 34, 
35, 36 und 39 ertheilten Vorſchriften zuwiderhandelt; 

5. wer den Vorſchriften im F. 43 zuwider die Kadaver gefallener oder 
getödteter rotzkranker Thiere abhäutet, oder nicht ſofort unſchädlich 
beſeitigt 
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6. wer außer dem Falle polizeilicher Anordnung die Pockenimpfung eines 
Schafes vornimmt; 

7. wer gegen die Vorſchrift des $. 50 Pferde, welche an der Beſchäl⸗ 
ſeuche, Pferde oder Viehſtücke, welche an dem Bläschenausſchlage der 
Geſchlechtstheile leiden, zur Begattung zuläßt. 


$. 66. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird, 
ſofern nicht nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt, beſtraft: 

1. wer den auf Grund des $. 7 dieſes Geſetzes angeordneten Einfuhr⸗ 

beſchränkungen zuwiderhandelt. 
Neben der Strafe iſt auf Einziehung der verbotswidrig ein- 
geführten Thiere oder Gegenſtände zu erkennen, ohne Unterſchied, ob 
ſie dem Verurtheilten gehören oder nicht; 
2. wer den auf Grund des F. 8 dieſes Geſetzes polizeilich angeordneten 
Kontrolmaßregeln zuwiderhandelt,; 

3. wer den in den Fällen des $. 12 Abſatz 2 und des F. 17 Abſatz 2 

von dem Thierarzte getroffenen vorläufigen Anordnungen zuwiderhandelt ; 

4. wer den im Falle der Seuchengefahr polizeilich angeordneten Schutz⸗ 

maßregeln ($$. 19 bis 28, 38, 44a, 51), ſowie den auf Grund des 
$. 45 Abſatz 2 getroffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt. 


$. 67. 


Sind in den Fällen der $$. 65, 66 die Zuwiderhandlungen in der Abſicht 
begangen, ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu verſchaffen oder 
einem Anderen Schaden zuzufügen, ſo tritt, ſofern nicht nach den beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, Geldſtrafe nicht unter 
fünfzig bis zu einhundertundfünfzig Mark oder Haft nicht unter drei Wochen ein. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 


a F. 68. 

Das Geſetz, betreffend die Beſeitigung von Anſteckungsſtoffen bei Vieh⸗ 
beförderungen auf Eiſenbahnen, vom 25. Februar 1876 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 163) 
wird durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

e 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. 


Herausgegeben im Reichzamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


